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sicher nicht attraktiver, und so senden wir auch kein 
positives Signal an den Lehrernachwuchs. 

Die in diesem Gesetzentwurf vorgesehene Verlänge-
rung der Befristung der Möglichkeit, dass sich Lehrer 
berufsbegleitend für das Lehramt für sonderpädago-
gische Förderung weiterbilden können, bietet aus 
meiner Sicht keinen Anlass für eine Kontroverse. Als 
Baustein innerhalb eines breiten Mosaiks ist diese 
Maßnahme sehr lobenswert. Natürlich sollten die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen geschaffen, die ent-
sprechenden Fachleiterstellen eingerichtet und die in 
diesem Zusammenhang entstehenden Kosten aus-
kömmlich finanziert werden. Wenn das Angebot gut 
genutzt wird, muss es perspektivisch ausgebaut wer-
den. 

Ich möchte meine Rede nutzen, um auf einen Maß-
nahmenkatalog des Stifterverbandes hinzuweisen, 
der heute Morgen veröffentlicht wurde. Dort geht es 
explizit um das Thema „Lehrkräftebildung“, um ver-
bindliche Kooperationsstrukturen bei den verschie-
denen Ausbildungsbereichen und darum, dass es 
mehrere alternative Wege in das Lehramt geben 
müsse und Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten 
für den Beruf bereitgehalten werden müssten. 

Wir harren der Dinge und warten ab, was die Lan-
desregierung 2025 zur Evaluation der Lehrerausbil-
dung zu berichten hat. Sie sind reichlich spät dran. 
Wichtig und interessant ist für uns vor allem, welche 
Maßnahmen Sie ergreifen, um die strukturellen Män-
gel nicht nur in der Sonderpädagogik, sondern in der 
Lehrerausbildung insgesamt nachhaltig anzugehen. 
Die Zahlen sind dramatisch genug. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD)  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir sind am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 18/6883 an den Ausschuss für Schule und Bildung. 
Wer stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das 
sind die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? – Auch 
keine Enthaltungen. Damit ist diese Überweisungs-
empfehlung angenommen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich zum 
nächsten Tagesordnungspunkt übergehe, komme 
ich noch einmal auf die gestrige Beratung des Ein-
zelplans 07 zum Bereich „Familie, Kinder und Ju-
gend“ im Rahmen des Tagesordnungspunktes 1 zu-
rück.  

Ich habe, wie ich gestern schon angekündigt habe, 
das vorläufige Protokoll hinsichtlich des Redebei-
trags des Abgeordneten Herrn Schalley von der 
Fraktion der AfD gesichtet und komme zusätzlich zu 
meiner gestrigen Äußerung und Mahnung zu der 

folgenden Ordnungsmaßnahme: Herr Abgeordneter 
Schalley, ich spreche Ihnen hiermit eine nichtförmli-
che Rüge aus.  

Sie haben sich in Ihrem Redebeitrag zum Einzel-
plan 07 im Bereich „Familie, Kinder und Jugend“ 
auch zu staatlich geförderten Beratungsstellen für 
Frauen und Familien in Konfliktsituationen herabwür-
digend und unparlamentarisch geäußert. Ich finde, 
dies ist der Würde des Hauses nicht angemessen. 
Ich werde die Äußerung hier nicht wiederholen. Herr 
Abgeordneter Schalley, ich ermahne Sie erneut und 
bitte Sie, Derartiges zukünftig zu unterlassen.  

Jetzt kommen wir zu:  

4 Feuerwehrleute nicht im Stich lassen: Die Al-
tersgrenze 60 muss bleiben! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/6761 

In Verbindung mit: 

Hände weg von der Altersgrenze! Den beson-
deren Belastungen im Feuerwehrdienst muss 
Rechnung getragen werden 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/6854 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der FDP dem Abgeordnetenkolle-
gen Herrn Lürbke das Wort.  

Marc Lürbke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Draußen 
vor dem Landtag frieren unsere Feuerwehrleute in ei-
ner Mahnwache, weil sie das Vertrauen in diese Lan-
desregierung verloren haben. Ich habe in den letzten 
Wochen mit vielen Feuerwehrleuten gesprochen. Sie 
sind nicht nur sauer, sondern tief enttäuscht und vol-
ler Sorge. Denn die durch Schwarz-Grün geplante 
Erhöhung der Altersgrenze ist schlicht respektlos, sie 
ist ungerecht und ist auch fachlich nicht begründet.  

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Unsere Feuerwehrleute erbringen Leistungen am Li-
mit. Sie haben Wertschätzung und Respekt für ihre 
Aufgabe verdient. Sie erwarten zu Recht, dass man 
ihnen den Rücken stärkt und nicht wie Schwarz-Grün 
hier in den Rücken fällt.  

Deswegen kann ich Sie nur mit Nachdruck auffor-
dern, Herr Innenminister Reul: Nehmen Sie die Sor-
gen der vielen Feuerwehrleute im Land ernst! Stop-
pen Sie Ihr Vorhaben! Hände weg von einer Erhö-
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